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Erfolgloser Widerstand in letzter Minute
Aus Sicht von FDP und SVP ist zu wenig klar, ob 120 Millionen für ein neues Untersuchugnsgefängnis gerechtfertigt sind.

Raphael Karpf

Bemerkenswert. Das Wort be-
schreibt die Umstände noch am
ehesten. Dass dringendster
Handlungsbedarfbesteht, istun-
bestritten. Auch gegen das Pro-
jektansichhatgrundsätzlichnie-
mand etwas. Und trotzdem wird
seit über zehn Jahren – immer
wiederaufunterschiedlicheWei-
se – versucht, das neue Untersu-
chungsgefängnis im Deitinger
Schachenzuverhindernoderhi-
nauszuzögern. In Minischritten
schleppt sich das Projekt der
Volksabstimmung entgegen.

Eine nächste Hürde nahm
dasGeschäftdiesenDienstag im
Kantonsrat. Und erneut gab es
viel Widerstand. Und erneut wa-
ren die Umstände, wie es so weit
kam, einigermassen bemer-
kenswert. Doch von vorne.

Marschhalts-Forderung
derPolitikerfolglos
Heute gibt es zwei Untersu-
chungsgefängnisse, eines in Ol-
tenundeines inSolothurn.Beide
sind in die Jahre gekommen, in
beiden müssen, wenn man den
Voten im Rat lauschte, prekäre
Bedingungenherrschen.«Unbe-
friedigend» war noch eine der
sanfteren Umschreibungen der
Situation, auch Worte wie «er-
schreckend», «inakzeptabel»
oder «beelendend» fielen. Ein
Beispiel,dasgenanntwurde:Weil
es insbesondere in Solothurn zu
wenig Platz hat, können die In-
sassen nicht wie vorgeschrieben
nach Alter und Geschlecht ge-
trenntwerden.DieFolge:Siever-
bringen 23 Stunden pro Tag in
ihrer Zelle, wofür der Kanton
schon von der nationalen Kom-
missionzurVerhütungvonFolter
kritisiert wurde. Es muss also et-
was getan werden, besser heute
alsmorgen.SeitüberzehnJahren
istderKantonnundabei, einsol-

ches Projekt auszuarbeiten, ge-
plant isteinNeubauimDeitinger
Schachen, hinter der bestehen-
den Justizvollzugsanstalt.

Zuerst wurde das Projekt
durch Einsprachen gegen die
notwendige Zonenänderung
verzögert. Als diese Hürde ge-
meistert war, versuchte die Poli-
tik 2020, das Projekt zu stoppen,
respektive verlangte, dass noch-
mals von vorne begonnen wird.
Kritisiert wurde damals insbe-
sondere, dass Landwirtschafts-
land zubetoniert wird. Nach hit-
zigen Diskussionen wurde der
Marschhalt im Kantonsrat aber
mit 62 zu 30 Stimmen deutlich
verworfen.

30Millionen imJahr:
Istdasviel?
Zur nächsten Runde im Gefäng-
nisstreit kam es nun, weil die In-
vestitionen abgesegnet werden

mussten. Und mit FDP und SVP
stellten gleich zwei Parteien
Rückweisungsanträge. Zu reden
gab diesmal aber nicht der
Landverschleiss, sondern das
Geld. Rund 120 Millionen Fran-
ken kostet das Projekt, wovon
der Kanton rund 102 Millionen
zu bezahlen hätte. Dazu kom-
men die regelmässigen Be-
triebs- und Unterhaltskosten.

Spannend während der De-
batte: Dass das Ganze «zu gross,
zu teuer» sei, und die Kosten in
keinem Nutzen zum Verhältnis
stehen würden, sagte in dieser
Deutlichkeit einzig Walter Gurt-
ner (SVP, Däniken) als Einzel-
sprecher.

Ansonsten argumentierten
die Gegner des Projekts zurück-
haltender: Ja, 120 Millionen
Franken sei sehr viel Geld. Da-
rum gehe es aber gar nicht in
erster Linie. Sondern es fehle

eine Einordnung. Insbesondere
bei den Betriebskosten von
28,6 Millionen Franken im Jahr
(das entspricht Gesamtausga-
ben von über 1,1 Milliarden auf
eine Lebensdauer von vierzig
Jahren): Ist das im Vergleich mit
anderen Gefängnissen viel?
Oder wenig? «Wir brauchen
bessere Grundlagen, um einen
so weitreichenden Entscheid
treffen zu können», sagte etwa
Martin Rufer (FDP, Lüsslingen).

Erinnerungenans
Bürgerspital
Über dem Ganzen schwebte ir-
gendwie auch der Neubau des
Bürgerspitals Solothurn. Dort
merkte man erst, dass man mit
der zu grossen Kelle angerührt
hatte und dass sich die Solo-
thurner Spitäler AG die jährli-
chen Abschreibungen gar nicht
leisten kann, als schon gebaut

war. Dass sich die Geschichte
wiederholt, soll um jeden Preis
verhindert werden. Das Pro-
blem: Wirklich brauchbare Ver-
gleiche der Kosten mit denen
anderer Gefängnisse gibt es of-
fenbar nicht. «Das ist, wie Äp-
fel mit Birnen zu vergleichen»,
sagte Baudirektorin Sandra
Kolly.

So unterschiedlich seien die
jeweiligen Justizvollzugsanstal-
ten baulich, betrieblich, auch
von den Aufgaben her, die dort
erfüllt werden müssen. Dazu
kommt: Das Gefängnis soll ein
modernes werden, nicht mehr
zu vergleichen mit den heutigen
Gefängnissen.

WenndieFragenerstkurz
vorSchlussauftauchen
Dass es im Kantonsrat über-
haupt erst zu den Diskussionen
kam, lag an der gigantischen

Zahl von 1,1 Milliarden Franken.
Die Vorgänge, die dazu führten,
sind zudem einigermassen be-
merkenswert. Denn: Fragen zu
dieser Zahl tauchten erst weni-
ge Tage vor der Session auf.

Noch übers Wochenende
versuchte Kollys Departement,
die Zahl etwas einzuordnen.
Das gelang aber ganz offen-
sichtlich nicht überzeugend, da-
rum die kurzfristigen Rückwei-
sungsanträge (jener der FDP
wurde am Vortag der Session
eingereicht).

Der richtige Ort, um solche
Fragen zu stellen, wäre aber Wo-
chen zuvor in den vorberaten-
den Kommissionen gewesen.
Dort hätte Kolly bereits erklären
können, was sie nun vor dem
ganzen Rat tat: Dass diese Bud-
getierung mit grösster Vorsicht
zu geniessen sei, dass sie eine
Vollkostenrechnung für den ab-
soluten Worst Case sei, dass das
geplante Projekt durchoptimiert
und die günstigste Variante sei
und langfristig Kosten sparen
würde.

Auch hätte Kollys Departe-
ment mehr Zeit gehabt, seriöse
Antworten und Zahlen auf die
Fragen zu liefern. Doch in den
Kommissionen wurde die Vor-
lage offenbar mit sehr wenigen
Gegenstimmen durchgewun-
ken. Das sorgte nun für Kritik:
Die Kommissionen hätten ihre
Arbeit «dürftig» gemacht (Da-
niel Urech, Grüne Dornach), ja
die Kommissionsarbeit stosse
geradezu «sauer auf» (Nadine
Vögeli, SP Hägendorf).

Auf die Vorlage hatte dies al-
lerdings keinen Einfluss. FDP
und SVP fanden keine Stimmen
ausserhalb ihrer Parteien, ihre
Rückweisungsanträge wurden
mit 51 zu 38 (FDP) respektive 53
zu 35 (SVP) abgewiesen. Zur
Volksabstimmung kommt es vo-
raussichtlich im Oktober.
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Solothurn wieder bei
Neuer Regionalpolitik dabei
Der Kantonsrat gibt grünes Licht für ein neues Umset-
zungsprogramm zur Neuen Regionalpolitik des Bundes.

Mit dem Förderprogramm
«Neue Regionalpolitik» unter-
stützt der Bund seit 2008 den
ländlichen Raum bei der Bewäl-
tigungdesStrukturwandels.Um
Projektbeiträgeverteilenzukön-
nen, müssen die Kantone ein
Umsetzungsprogramm mit spe-
zifischen Zielen und Schwer-
punkteneingeben.DerKantons-
rat hat dafür grünes Licht gege-
ben. Aus Spargründen zog sich
Solothurn eine Zeit lang aus der
NeuenRegionalpolitikzurück. In
der Programmperiode 2020–
2023warmanwiederdabei,und
auch2024–2027ziehtSolothurn
wieder mit. Der Verpflichtungs-
kreditvonbrutto4Millionenda-
für war im Kantonsrat unbestrit-
ten, er wurde ohne Gegenstim-
me gutgeheissen.

Im Mittelpunkt stehen Inno-
vationsprojekte, welche die Ex-
portfähigkeit fördernundProjek-
tezurSteigerungderWertschöp-
fung im touristischen Bereich.

Für À-fonds-perdu-Beiträge an
solche Projekte stehen zwei Mil-
lionen vom Bund und zwei Mil-
lionen vom Kanton zur Verfü-
gung, einen Drittel müssen die
Projektträger selber aufbringen.
Macht insgesamt 5,5 Millionen.
Im Kantonsrat war man sich ei-
nig: Das Programm sei «eine
gute Sache, ein Instrument zur
Umsetzung der Standortstrate-
gie,einGewinnfürdenKanton»,
wie es FDP-Sprecher Mark
Winkler (Witterswil)ausdrückte.

Aktuell hat das Staatssekre-
tariatfürWirtschaftdasSchwarz-
bubenland mit Ausnahme der
GemeindenGrindel,Beinwilund
Erschwil vom Wirkungsperime-
ter des Programms ausgeschlos-
sen.Manseiaberüberzeugt,dass
dieser willkürlich anmutende
EntscheidkorrigiertundderWir-
kungsperimeter auf den ganzen
Kanton angewendet werden
kann, erklärte Volkswirtschafts-
direktorin Brigit Wyss. (mou)

Ausweg aus Verkehrsmisere gesucht
Kantonsrat verlangt eine Gesamtschau zur Verbesserung der Situation im Grossraum Olten.

UrsMoser

Es gibt unter anderem ein Sze-
nario ERO+ (Verlängerung Ent-
lastungsstrasse Region Olten),
das Projekt «All-Gäu», die Pla-
nung «Raum und Mobilität
Niederamt», das Agglomera-
tionsprogramm «AareLand»
oder den «Velonetzplan Kanton
Solothurn».

Kurzum: In den Augen des
Regierungsrats liegt die in
einem überparteilichen Auf-
trag verlangte Auslegeordnung
mit möglichen Szenarien für
die Verbesserung der Verkehrs-
situation im Grossraum Olten/
Niederamt/Untergäu bereits
vor.

EineGesamtkonzeption
wirdvermisst
Die Mehrheit des Kantonsrats
sah das am Dienstag anders, er-
klärte den Auftrag erheblich
(mit 79:9 Stimmen) und sprach
sich mit 52:33 Stimmen auch
dagegen aus, ihn gleich als er-

ledigt abzuschreiben. Der Re-
gierungsrat muss in Sachen
Verkehrsmisere in und um Ol-
ten noch einmal über die Bü-
cher.

Probleme gibt es vor allem
in der Stadt selber. Vorliegende
oder angedachte Projekte und
Planungen ändern nichts daran,
dass die seit 10 Jahren in Be-
trieb stehende Entlastungs-
strasse im Osten mitten in der
Stadt endet und sich der ganze
Verkehr über Sälikreisel und
Postplatz zwängt, dass die Bus-
se im Stau stehen und es kaum
Platz für vernünftige und siche-
re Achsen für eine Langsamver-
kehr-Verbindung der Stadthälf-
ten links und rechts der Aare
gibt.

Die Situation sei für alle Be-
teiligten unbefriedigend, so
Stefan Nünlist (FDP, Olten), es
brauche ein Gesamtverkehrs-
konzept für den Grossraum Ol-
ten unter Federführung des
Kantons. Von verschiedener
Seite wurde bemängelt, dass es

wohl verschiedene Planungen
zur Verbesserung der Verkehrs-
situation in der Region gibt,
diese aber nicht wirklich aufei-
nander abgestimmt und koor-
diniert seien, wohl sei schon
viel Grundlagenarbeit geleis-
tet, aber deshalb den überpar-
teilichen Auftrag auch gleich
als erledigt abzuschreiben wäre
ein falsches Zeichen an die Be-
völkerung, die sich verbindli-
che Antworten zu den Ver-
kehrsproblemen wünscht, sag-
te etwa Christian Ginsig (GLP,
Olten).

KritikanaltenRezepten,
dienichtmehr taugen
Auch Oltens Stadtpräsident
Thomas Marbet konnte na-
mens der SP-Fraktion erklären,
dass man sich mehrheitlich
gegen die Abschreibung aus-
spreche, da auch mit den von
der Regierung in ihrer Stellung-
nahme aufgeführten Planun-
gen gordische Knoten in der
Dreitannenstadt bestehen blie-

ben und es eine «umfassende
Gesamtplanung» brauche. Auf
der Seite der Grünen, die den
Vorstoss ablehnten, stand man
diesmal bei der Mitte. Der na-
türliche Reflex, zur Lösung von
Verkehrsproblemen nach mehr
Strassenraum zu verlangen, sei
kaum noch zielführend, mein-
te deren Sprecher Georg Nuss-
baumer (Hauenstein). Genau
darauf ziele der Vorstoss aber
letztlich ab: mehr Fläche für
den motorisierten Individual-
verkehr, hatte Christof Schau-
wecker (Grüne, Zuchwil) kriti-
siert.

Moderne Verkehrsplanung
habe den «vier V» zu folgen
(vermeiden, verlagern, ver-
träglich gestalten, vernetzen),
wie das in Olten auch grund-
sätzlich gemacht werde. Die
Urheber des Vorstosses wür-
den den Fokus aber immer
noch auf die Entflechtung rich-
ten, das heisst auf mehr ge-
trennten Raum für die ver-
schiedenen Verkehrsträger.


